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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Das Aktionsprogramm der Sozialdemokraten präsentiert sich in mancher Hinsicht als
Gegenstück zum freisinnigen Wahlmanifest. Übereinstimmung herrscht zwar in der
Sicht von der Dynamik unserer Zeit. Grosse Differenzen ergeben sich dagegen in der
Empfehlung der politischen Mittel. Anpassung an die Dynamik der Zeit erreicht man
nach dem Aktionsprogramm nur durch «demokratische Wirtschaftsplanung». Sie
erfordert eine klare Unterordnung von Gewinn- und Einzelinteressen unter ein Inventar
von Gemeinschaftsaufgaben. Gesamthaft gesehen, beschränkte sich also auch die
Sozialdemokratie auf eine zeitgemässe Interpretation ihrer 1959 neu formulierten
Doktrin. Sie wich eindeutigen Alternativen ebenso aus wie andere Parteien.

Der Parteitag der schweizerischen Sozialdemokratie, der am 21. Mai unter der Leitung
von Parteipräsident Nationalrat Fritz Grütter (sp, BE) in Zürich tagte, hiess zwar das
Parteiprogramm einstimmig gut. Im übrigen bot er aber — im Gegensatz zu den
Konventen der Schwesterparteien — das Bild einer belebten, ja von inneren
Spannungen bewegten Partei. Der Parteivorstand geriet bei verschiedenen
Abstimmungen über Sektionsanträge in Minderheit, und zwar in einem Verhältnis von 1
zu 3 oder 4 (Aufhebung der betriebsweisen Plafonierung, grundsätzliche Überprüfung
der Landwirtschaftspolitik unter Berücksichtigung der Integrationsprobleme, Kampf für
existenzsichernde Renten der AHV).

Die Spannungen innerhalb der Sozialdemokratie machten sich nicht nur am Parteitag,
sondern auch bei Wahlen bemerkbar. Im Wallis und Tessin endeten Aktionen von
dissidenten Gruppen mit Ausschlüssen.

Nicht aus der Partei, aber aus der bernischen Grossratsfraktion ausgeschlossen
wurden die beiden Grossräte Gassmann (BE, sp) und Villard (BE, sp). Sie hatten es
unterlassen, der Fraktion ihre parlamentarischen Vorstösse statutengemäss vor dem
Einreichen zu unterbreiten. Ganz offensichtlich waren aber die Disziplinarfragen bei
diesen Ausschlüssen nur ein Symptom für tiefer liegende Differenzen. 
Im Falle Gassmann manifestierten sich die bisher immer noch notdürftig
ausgeglichenen Gegensätze zwischen separatistischen und berntreuen Anhängern
innerhalb der jurassischen Sozialdemokratie, die sich bereits in den Nationalratswahlen
bemerkbar gemacht hatten. 
Der Fall Villard war ein weiteres Zeichen für den seit Jahren schwelenden Streit
innerhalb der Bieler Sozialdemokratie, auf den wir in der letztjährigen Jahreschronik
eingegangen sind. Villard ist Exponent der avantgardistischen Sektion Madretsch, die
ihre Aufgabe darin sieht, gegen das «sozialistische Establishment» in Biel (repräsentiert
in den Sektionen Mett, Bözingen und Stadt Biel) und darüber hinaus in Kanton und Bund
zu demonstrieren. Sie ist ein Sammelbecken sozialistischer Nonkonformisten
verschiedenster Färbungen, auch Anhänger kommunistischer Varianten eingeschlossen.

Der im Dezember 1967 neu gewählte Präsident der Bieler Gesamtpartei möchte
versuchen, die Konflikte, soweit sie persönlich bedingt sind, zu versachlichen. Dass
Sachliches und Persönliches aber nicht leicht auseinanderzuhalten sind, zeigt etwa die
fristlose Entlassung Ahmad Hubers (BE, sp) als Mitarbeiter beim sozialdemokratischen
Bundesstadtpressedienst. Ahmad, früher Albert Huber, der unter dem Pseudonym
Georg Berner in der Zürcher Woche gewirkt hatte, betätigt sich nun unter dem zweiten
Pseudonym Urs Schweizer bei der National-Zeitung. Die Entlassung scheint bedingt
durch seine satirischen Kommentare zu einer Artikelserie, in der sich die
schweizerischen Parteien vorstellten. Sie erscheinen manchem Leser freilich weniger
satirisch als zynisch.

An der Jahresversammlung der Schweizerischen Vereinigung für politische
Wissenschaft vom 9. März 1968 bekannte der Direktor des sozialistischen Parteiorgans
Peuple-Sentinelle, René Meylan (NE, sp), der Sozialdemokrat habe zwei Seelen in seiner
Brust. Seiner ideologischen Herkunft entsprechend, wolle er die sozialistische
Gesellschaftsordnung verwirklichen, seiner jetzigen politischen Stellung nach aber
möchte er als Angehöriger einer mitverantwortlichen Regierungspartei dem
bestehenden Staate dienen. Damit ist der tiefere Grund der Spannungen innerhalb der
Sozialdemokratie in lapidarer Kürze formuliert worden. 

ANDERES
DATUM: 31.12.1967
ERICH GRUNER
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Es ist derselbe Zwiespalt, der auch die Zürcher Sozialdemokratie bei den Kantons-,
National- und Ständeratswahlen in eine offene Krise führte. Der kantonale
Parteisekretär Ueli Götsch, der vielen doktrinär orientierten Sozialdemokraten
bestenfalls als guter Liberaler gilt, und der Volksrechtredaktor Ulrich Kägi, der in einer
Artikelserie «Sozialismus heute» den Kapitalismus als die dem Industriezeitalter am
besten angepasste Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung bezeichnete und damit die
Anerkennung der NZZ fand, wurden im «Profil» mit einem «Ordnungsruf von links»
zurechtgewiesen. Götschs These von den wechselnden Wahlbedürfnissen, welcher der
Weltwocheredaktor R. Bigler seine Nomination zum sozialdemokratischen
Ständeratskandidaten verdankte, rief der Gegenthese Lienhards, die Sozialdemokratie
habe eine «bewusste Alternative zur bürgerlichen Politik» zu bringen.
In der Westschweiz zeigte der linke Flügel der Sozialdemokratie eine gewisse
Bereitschaft, den Bündnisangeboten der PdA in Genf, in der Waadt und in Neuenburg
entgegenzukommen. 
In Neuenburg führte die Offerte einer Listenverbindung zwischen POP und
Sozialdemokratie zu heftigen Diskussionen am ausserordentlichen kantonalen
Parteikongress. Sie wurde aber mit 49 gegen 45 Stimmen abgelehnt. 1

Sowohl die seit über zwei Jahren zu beobachtende «Normalisierung» der Verhältnisse
innerhalb der SP, welche sich in einer Ablösung der offenen Flügelkämpfe durch eine
Harmonisierung unter den verschiedenen Parteiexponenten sowie durch ein
entspanntes Verhältnis zu den Gewerkschaften ausdrückte, als auch hinzugewonnene
Mandate bei kantonalen Wahlen führten im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen in der
SP zu Hoffnungen, die Partei könnte wieder eine Wählerschaft von über 20%
ansprechen und Sitze zurückgewinnen. Diese Hoffnungen wurden nicht erfüllt. Die SP
stagnierte auf dem Stand der letzten Wahlen und verlor zusätzlich zwei Mandate im
Ständerat; die Wahl für die drei übrig gebliebenen Sitze in der kleinen Kammer wurde
erst im zweiten Wahlgang zu ihren Gunsten entschieden. Erfolgreicher war die SP
hingegen bei den kantonalen Wahlen: insgesamt gewann sie 13 Mandate, davon 9 allein
im Kanton Zürich. 2

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die eidgenössischen Wahlen 95 brachten der SP mit 15 Sitzgewinnen (Inkl. dem Sitz der
Partito socialista unitario (TI), der 1991 noch nicht der SP zugezählt wurde) und einem
Wählerzuwachs von 3,3% auf 21,8% einen historischen Sieg, nachdem sie im
Berichtsjahr auf kantonaler Ebene vier Sitze zugelegt hatte. Erstmals seit 1979 wurde die
SP, auf Kosten der FDP, wieder wählerstärkste Partei. SP-Präsident Peter Bodenmann
provozierte die Grünen und die verschiedenen Wahlbündnisse links der SP, die nur
bescheidene Resultate erzielten, danach mit der These, dass «die SP die einzige
relevante soziale Kraft der Schweiz» sei, und dass es im linken Parteienspektrum als
Machtfaktor nur mehr die SP geben könne. 3

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Am Wahlparteitag von Anfang September in Basel forderte Parteipräsidentin Koch die
Parteimitglieder dazu auf, energisch gegen die SVP Wahlkampf zu betreiben. Die SP sei
gegenwärtig die einzige Alternative zur SVP, solange das Zentrum aus FDP und CVP sich
nicht zwischen rechtsnationaler und linksliberaler Politik entscheiden könne. Keiner
der Delegierten stellte am Wahlparteitag den Verbleib der SP in der Landesregierung in
Frage. 4

WAHLEN
DATUM: 04.09.1999
DANIEL BRÄNDLI

Ende Oktober fassten die Sozialdemokraten die Nein-Parole zur Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes und zur Asylinitiative der SVP. Anschliessend
verabschiedeten sie ihre Wahlplattform 2003 "Gleichheit, soziale Sicherheit und
Lebensqualität für alle" und ein Migrationskonzept. Gegen den Willen der
Geschäftsleitung, welche die Plattform im Juni unter dem Titel "Gerechtigkeit,
Sicherheit und Lebensqualität für alle" der Öffentlichkeit präsentiert hatte, fanden mit
Forderungen nach der 35-Stunden-Woche und einem Mindesteinkommen von 3000 Fr.
radikalere Anträge Eingang; um das Thema öffentliche Sicherheit war im Sommer eine
Polemik in der Boulevardpresse entstanden, so dass sich Parteileitung und
Bundeshausfraktion zu einer Aussprache und zu anschliessenden Präzisierungen
gezwungen sahen. Das Migrationskonzept hatte intern ebenfalls zu Diskussionen
geführt: Abweichend von der bisherigen sozialdemokratischen Haltung, welche
Personenfreizügigkeit für alle Migrantinnen und Migranten verlangt hatte, sah das

WAHLEN
DATUM: 21.10.2002
MAGDALENA BERNATH
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Konzept neu eine Begrenzung der Einwanderung aus Ländern ausserhalb des EU-Raums
vor. Unternehmen, die Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Ländern anstellen wollten, sollten
bestimmte gesetzliche Vorgaben, wie branchenübliche Löhne oder Sprachkurse
während der Arbeitszeit, erfüllen. Schliesslich beschlossen die Delegierten, eine
Volksinitiative für eine materielle Steuerharmonisierung zu lancieren. 5

Im Mai eröffneten die SP-Frauen mit einer Frauen-Konferenz in Bern ihren Wahlkampf;
sie beabsichtigten, bei den Nationalratswahlen gleich viele Sitze zu gewinnen wie ihre
männlichen Kollegen. Um dieses Ziel zu erreichen, forderten sie die Kantonalparteien
dazu auf, ihre Listen paritätisch zu besetzen; die SP Schweiz solle Kandidatinnen
ebenso oft an öffentliche Anlässe und zu Fernsehdiskussionen schicken wie
Kandidaten. 6

WAHLEN
DATUM: 12.05.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Jahrespressekonferenz im Januar stellte die SP ihre Wahlziele und die
wichtigsten Themen ihrer Kampagne für die nationalen Wahlen vor. Sie strebte an, die
stärkste Fraktion im Parlament zu werden und die Mehrheit aus FDP und SVP im
Bundesrat zu beenden. Die wichtigsten Wahlkampfthemen der SP sollten an so
genannten „Gipfelkonferenzen“ in den Monaten bis zu den Wahlen behandelt werden.
Als Wahllogo präsentierte die SP, passend zu den „Gipfelkonferenzen“, ein Matterhorn
mit SP-Schriftzug. Ein wichtiges Thema der SP im Wahlkampf war die Steuerpolitik.
Bereits Ende 2006 hatte sie eine Volksinitiative „Für faire Steuern“ lanciert. Ihr Plan,
diese noch vor den Wahlen einzureichen, scheiterte aber. 7

WAHLEN
DATUM: 09.01.2007
SABINE HOHL

Bei den Nationalratswahlen erlitt die SP eine schwere Niederlage (-3,8 Prozentpunkte,
Verlust von 9 Sitzen), in deren Folge es erneut zu einer Diskussion über Kurs und
Personal der Partei kam. Als Grund für das schlechte Abschneiden der SP bei den
Wahlen wurden die mangelnden finanziellen Mittel im Vergleich zu den bürgerlichen
Parteien genannt. Die SP kündigte an, eine Volksinitiative für mehr Transparenz bei den
Parteispenden zu prüfen. Aber auch die Wahlkampagne der SP wurde kritisiert, so
bezeichnete Parteipräsident Fehr die Fokussierung auf die Bundesratswahlen als
Fehler. Fehr trat, obwohl nicht breit in Frage gestellt, von seinem Amt als
Parteipräsident auf Frühling 2008 hin zurück. Er hatte als integrativer und
ausgleichender, aber auch etwas farbloser Präsident gegolten. 8

WAHLEN
DATUM: 27.10.2007
SABINE HOHL

Eher unerwartet konnte die SP auch bei den Ständeratswahlen zulegen. Die zwei
Sitzgewinne in den Kantonen Aargau (Bruderer) und St. Gallen (Rechsteiner) und die
Rückeroberung des Berner Sitzes (Stöckli), den die SP aufgrund der Ersatzwahl für
Bundesrätin Sommaruga im Frühjahr noch an die SVP verloren hatte, sorgten dafür,
dass die Sozialdemokraten die höchste Zahl an Ständeratsmandaten in ihrer Geschichte
erreichten. Mit elf Mandaten war man in der kleinen Kammer neu sogar gleich stark wie
die FDP. Die acht Sitze in den Kantonen FR (Berset), SO (Zanetti) BS (Fetz), BL (Janiak),
VD (Savary), NE (Berberat), GE (Maury Pasquier) und JU (Hêche) konnten relativ
problemlos verteidigt werden. Nur im Kanton Waadt musste die SP in einen zweiten
Wahlgang. Ohne Erfolg blieben die Sozialdemokraten in den Kantonen ZH, LU, OW (mit
der Juso), ZG, SH, TG, TI und VS. 9

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Die SP muste bei den Nationalratswahlen 2019 eine Niederlage einstecken und
erreichte – gemäss verschiedenen Zeitungen – die tiefste Parteistärke auf nationaler
Ebene seit Einführung des Proporzwalhrechts 1919. Die Partei verzeichnete in den
Nationalratswahlen 2019 einen Stimmenanteil von 16.8 Prozent. In der Tat war dies das
schlechteste Ergebnis der Partei seit 1919. Seit 2007 erreichten die Sozialdemokraten
stets eine Parteistärke von ca. 18/19 Prozent. Die SP verlor im Vergleich zu 2015 zwei
Prozentpunkte und vier Sitze (neu: 39 Sitze), blieb aber trotzdem die zweitstärkste
Partei im Nationalrat nach der SVP. 
Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) zeigte sich nicht zufrieden über das Resultat –
wie er gegenüber der Presse betonte. Er erklärte den Rückgang damit, dass die SP einen
Teil ihrer Wähler und Wählerinnen an die Grünen verloren habe. Weil diese Personen
ein starkes Signal für die Umwelt hätten setzen wollen, hätten sie trotz ähnlicher

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA
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Positionen die Grünen statt der SP gewählt, da die Grünen das «grün» bereits im
Namen hätten. Die SP sei somit von der Grünen Welle überrollt worden. Diese
Begründung teilte auch Priska Seiler Graf (sp, ZH) – Co-Präsidentin der SP Zürich. Daniel
Jositsch (sp, ZH) hingegen führte die Verluste auf die Vernachlässigung sozialliberaler
Positionen und die Aufgabe der Rolle als europapolitische Partei zurück. Juso-
Parteipräsidentin Ronja Jansen (BL, sp) äusserte schliesslich in der Presse
fundamentale Kritik an der Parteiposition und unterstrich, dass die SP zu stark in die
Mitte gerückt sei und die Menschen mit einer «lauwarmen Politik der Kompromisse»
nicht begeistern könne. 
Als Reaktion auf die Niederlage berichteten die Medien über einen möglichen Rücktritt
von Parteipräsident Levrat und spekulierten, dass dieser sein Amt im April 2020 – nach
12 Jahren – wohl abgeben werde. Levrat kommentierte diese Gerüche über seinen
Rücktritt in einem Interview im SonntagsBlick und betonte nur, dass die Partei diese
Frage ohne Zeitdruck diskutieren werde. 10

Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SP ihre zwei Sitze: Bundesrätin
Simonetta Sommaruga wurde mit 192 Stimmen von der Vereinigten Bundesversammlung
wiedergewählt, Alain Berset gar mit 214 Stimmen. 
Im Vorfeld der Wahlen war Simonetta Sommaruga von einigen SVP-Mitgliedern
attackiert und ihr Bundesratssitz in Frage gestellt worden. So kritisierten etwa die
Nationalräte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger (svp, SG) ihre Arbeitsweise im
Asylwesen und unterstützten ihre Abwahl, um den Grünen den Zugang zum Bundesrat
zu ermöglichen. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA

Liberale Parteien

Nach seinem Austritt aus der SP, trat Nationalrat Ricardo Lumengo, der
erstinstanzlich wegen Wahlfälschung verurteilt, in zweiter Instanz aber
freigesprochen worden war, der Sozial-Liberalen Bewegung bei. Die SLB wurde Ende
April 2011 gegründet und hat laut Auskunft ihres Präsidenten Samuel Schmid (AG) rund
100 Mitglieder sowie Sektionen in den Kantonen Aargau, Zürich und Bern. Ziel der
Bewegung sei es, abseits von links und rechts zu pragmatischen Lösungen beizutragen.
Die Bewegung steht für einen Mix aus links-grünen (gegen Atomenergie, gegen
überrissene Managerlöhne), liberalen (gegen Bürokratie) und wertkonservativen
Positionen (gegen Abtreibung, gegen Sterbehilfe). Für Verwirrung unter den
Wählerinnen und Wählern sorgte die Bewegung in Bern, wo ein CVP-Ableger unter dem
ähnlich lautenden Label „Die Liberalsozialen“ zu den Nationalratswahlen antrat. 12

WAHLEN
DATUM: 17.06.2011
MARC BÜHLMANN
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